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Beschlussvorschlag 

Die Vollversammlung möge beschließen: 

Jugendarbeit krisenfest gestalten – Für eine verantwortungsvolle Jugendpolitik in 

Hessen 

Die Jugendpolitik in Hessen steht – angesichts anhaltender und sich zuspitzender 

gesellschaftlicher Krisen – vor enormen Herausforderungen. Es steht außer Frage, dass 

viele dieser Herausforderungen in die originäre Zuständigkeit der Kommunen fallen – allem 

voran eine verlässliche und bedarfsgerechte Ausstattung sowie eine inklusive Ausgestaltung 

der Jugendarbeit. Doch die Auswirkungen der immer angespannteren Haushaltslage der 

meisten Kommunen und der wachsenden strukturellen Überforderung vor Ort sind 

alarmierend. Die kreisangehörigen Kommunen können vielerorts als Träger der Jugendarbeit 

ihre Angebote für junge Menschen nur noch sehr erschwert gewährleisten, besonders 
angesichts der Fülle der kommunalen Pflichtaufgaben. 

Aufgrund der steigenden Jugendhilfebedarfe insgesamt kann der öffentliche 

Jugendhilfeträger nur noch unter massiven Anstrengungen einen (finanziellen) Ausgleich 
schaffen. Angesichts dieser Entwicklung braucht es zur Absicherung der Jugendarbeit 
besondere jugendpolitische Maßnahmen des Landes, die über eine verlässliche 
Rahmensetzung hinausgehen. 

Mit diesem Papier unterstreicht der Landesjugendhilfeausschuss die Dringlichkeit einer 

Landesjugendpolitik, die hier auch Verantwortung übernimmt. Seine 

Handlungsempfehlungen richten sich an die Hessische Landesregierung und insbesondere 

an das Hessische Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales. Das Land trägt 

Mitverantwortung dafür, dass junge Menschen in Hessen unter guten Bedingungen 

aufwachsen. Nur mit klaren Impulsen und auch finanziellen Fördermaßnahmen des Landes 

kann es gelingen, in den Kommunen eine tragfähige und zukunftsfähige Jugendpolitik 

umzusetzen. 

Kapitel 1: Gesellschaftliche Veränderungen und Krisen 
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Die Gesellschaft, in der Kinder und Jugendliche in Hessen aufwachsen, ist geprägt von 

zahlreichen Entwicklungen, Umbrüchen und auch Krisen. Eine Jugendpolitik, die sich den 

guten Bedingungen für junge Menschen verpflichtet fühlt, muss diese gesellschaftlichen 

Einflüsse auf das Aufwachsen in den Blick nehmen. 

Junge Menschen erleben zunehmend Unsicherheiten. Dies wird u.a. ausgelöst von 

der Beschleunigung gesellschaftlicher Veränderungsprozesse. Für Kinder und 

Jugendliche wird es immer schwerer, hoffnungsvoll in die Zukunft zu blicken und eine 

Vorstellung zu entwickeln, wie sich ihr Leben in fünf oder zehn Jahren entwickelt. 

Diese Unsicherheiten werden auch durch die Folgen des Klimawandels und 

kriegerische Konflikte verstärkt. 

Die ökonomische Ungleichheit in Deutschland steigt. Die Kinder- und Jugendarmut in 

Deutschland ist seit vielen Jahren erschreckend hoch: Über 20 Prozent der 

Minderjährigen sind dadurch strukturell benachteiligt in ihren Bildungs- und 

Teilhabechancen. Darüber hinaus rutscht Deutschland im internationalen Kindeswohl- 

Ranking von Platz 14 auf 25 ab. 

Die Digitalisierung der Lebenswelt junger Menschen schreitet weiter voran und 

Jugendlichen stehen immer früher und immer stärker unter dem Einfluss von Social 

Media, die durch Aufmerksamkeitsökonomie und intransparente Algorithmen, Fake 

News und polarisierende Inhalte geprägt sind. 

Demokratie als Werteordnung und Organisationsform unserer Republik steht unter 

Druck. Rechtsextremismus, Verschwörungserzählungen und Ideologien der 

Ungleichheit streben nach Hegemonie. Damit werden auch die demokratische 

Zivilgesellschaft, politische Bildung und Jugendarbeit in Frage gestellt. 

In einer alternden Gesellschaft verschieben sich die Machtverhältnisse zulasten der 

Jugend. Der demografische Wandel fordert die Idee eines generationengerechten 

Zusammenlebens besonders heraus. Kinder und Jugendliche sind eine Minderheit, 

die in gesellschaftlichen Aushandlungsprozessen (über den Einsatz von Ressourcen) 

benachteiligt ist. Jugendbeteiligung und Jugendwahlrecht fehlen häufig, um dieser 

Benachteiligung entgegenzuwirken. 

Unsere Gesellschaft ist so vielfältig wie nie zuvor und das ist auch sichtbar und 

erlebbar wie nie zuvor. Neben der migrationsbedingten Diversität erleben Kinder und 

Jugendliche eine Pluralisierung von Familienmodellen, sexuelle und geschlechtliche 

Vielfalt und sozioökonomische Ungleichheiten. Insbesondere junge Menschen selbst 

sind aktuell die vielfältigste Gruppe und werden als “Generation Superdivers” 

beschrieben. 

Fast alle Kommunen schreiben rote Zahlen. Die Einnahmen können die Kosten der 

kommunalen Aufgaben nicht angemessen decken – viele Kommunen verschulden 

sich. Die wirtschaftliche Entwicklung bietet aktuell keinen Grund für Optimismus. 

Bereits jetzt werden wichtige Investitionen in der Kommune verschoben und 

Einsparungen erreichen die soziale Infrastruktur. Prognosen zur Konjunktur und 

Steuereinnahmen versprechen keine Linderung in den nächsten Jahren. 
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All das wirkt sich auf junge Menschen aus, die mehr Unterstützung brauchen, um damit 

umzugehen. Dafür braucht es Entscheidungen der Jugendpolitik, klare Zuständigkeiten und 

mehr Ressourcen. 

Kapitel 2: Besondere Herausforderungen für Kinder und Jugendliche (und die 

Jugendarbeit) 

Insgesamt müssen Heranwachsende in dieser Epoche so große Orientierungsleistungen 

erbringen wie noch keine junge Generation vor ihnen. Die zunehmende Unsicherheit – etwa 

durch globale Krisen (Kriege, Klimawandel, Wirtschaftsentwicklung) und digitale 

Informationsüberflutung (Wertevermittlung, Fakenews) – verlangt nach verlässlichen 

Anlaufstellen für Jugendliche. Ausbildung und Berufswege erscheinen unsicherer denn je, 

die soziale Absicherung wird infrage gestellt und demokratische Strukturen wirken 

zunehmend fragil. 

Der 17. Kinder- und Jugendbericht postuliert sehr deutlich, dass junge Menschen 

Orientierung und Sicherheit benötigen, um gut aufwachsen zu können. Die Kinder- und 

Jugendhilfe hat ihre eigene Vertrauenswürdigkeit und Verlässlichkeit zu beweisen. 

Vertrauensvolle Beziehungen zu pädagogischen Fachkräften und stabile soziale 

Infrastrukturen wie Jugendzentren und -treffs (Offene Kinder- und Jugendarbeit), 

außerschulische Jugendbildungsprogramme (z. B. kommunale Jugendbildungswerke), 

verbandliche Jugendarbeit, Jugendfreizeiten und Freizeiteinrichtungen sind daher essenziell. 

Das ist bisher weder auf Bundes- noch auf Landesebene umfänglich angegangen worden. 

Jugendpolitik steht aktuell vor komplexen Herausforderungen, die durch gesellschaftliche 

Umbrüche, politische Verschiebungen und wirtschaftliche Unsicherheiten geprägt sind. 

Junge Menschen sind nicht nur unmittelbar von politischen Entscheidungen betroffen, 

sondern prägen durch ihr Engagement und ihre Perspektiven auch aktiv unsere 

demokratische Gesellschaft mit. In diesem Kontext wird deutlich: Eine zukunftsorientierte 

Jugendpolitik muss mehr sein als nur eine Reaktion auf Problemlagen – sie muss ein 

verlässliches Versprechen an junge Menschen darstellen, Vertrauen schaffen, 

Verbindlichkeit garantieren und strukturelle Teilhabe sichern – besonders in Zeiten 

gesellschaftlicher Unsicherheit und wachsender Polarisierung. 

Die oben bereits benannten Haushaltszwänge gefährden verlässliche Rahmenbedingungen 

und Strukturen. Jugendzentren als Räume der Selbstbestimmung und Selbstpositionierung 

werden geschlossen, Orte für junge Menschen brechen weg. Die dringend benötigte 

niedrigschwellige offene Jugendarbeit, die eine Werteorientierung, Diskurse und 

außerschulische Bildung ausgehend von der eigenen Lebenswirklichkeit ermöglicht, 

verschwindet zunehmend – insbesondere im ländlichen Raum. 

Die Lebenswelt junger Menschen ist von der allgegenwärtigen Digitalisierung und 

zunehmend durch die Einbindung von KI geprägt. Der ständige Zugang zu digitalen Inhalten 

kann zu Überforderung, Ablenkung und psychischem Druck führen – etwa durch Vergleiche 

in sozialen Netzwerken oder die Angst, etwas zu verpassen. Überzeichnete Rollenbilder und 

Körperbilder sind omnipräsent, es entsteht ein starker Konformitätsdruck, viele leiden unter 

Einsamkeit oder anderen Beeinträchtigungen der mentalen Gesundheit. 

3 



  
 

 
  

Gleichzeitig fehlen oft Kompetenzen im kritischen Umgang mit Informationen, Datenschutz 

oder dem eigenen digitalen Verhalten. Besonders problematisch ist die Verbreitung von Fake 

News und die zunehmende Polarisierung in sozialen Medien: von KI genutzte Algorithmen 

verstärken extreme Inhalte und schaffen Echokammern, in denen alternative Sichtweisen 

kaum noch wahrgenommen werden. Das erschwert subjektiv eine differenzierte 

Meinungsbildung und fördert Radikalisierung. 

Besonders alarmierend ist der anhaltende gesellschaftliche und politische Rechtsruck. 

Sparmaßnahmen in der kommunalen Infrastruktur machen den Weg frei für rechtsextreme 

Kümmerer. Ein Gefühl der Perspektivlosigkeit, mangelnder Beteiligung und sozialer 

Ausgrenzung kann Radikalisierungstendenzen bei Jugendlichen befördern. Umso 

bedeutender ist eine aktive, präventive Jugendpolitik, die jungen Menschen Räume zur 

Entfaltung, kritischen Auseinandersetzung und politischen Mitbestimmung bietet. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt das unmittelbare Erleben von Demokratie, die Beteiligung 

junger Menschen an politischen Prozessen an immer größerer Relevanz. Die UN- 

Kinderrechtskonvention (UN-KRK) verpflichtet die Bundesrepublik, die Meinungen von 

Kindern und Jugendlichen angemessen zu berücksichtigen – eine Forderung, die gerade den 

Bereich der Jugendbildungsarbeit noch mehr in den Fokus rückt. Jugendpolitik muss 

vermehrt Partizipationsmöglichkeiten schaffen, wo junge Menschen ihre Anliegen 

formulieren, mitgestalten und Verantwortung übernehmen können. Es geht um die 

Aneignung und nachhaltige Erhaltung der immer stärker hinterfragten Demokratie. Vielfältige 

und niedrigschwellige Beteiligungsformate stärken nicht nur das politische 

Selbstbewusstsein, sondern auch das Vertrauen in eine Politik, die zuhört und handelt. 

Noch immer sind junge Menschen unter 18 Jahren in Hessen bei Kommunal- und 

Landtagswahlen nicht wahlberechtigt. Dabei wäre eine Absenkung des Wahlalters auf 16 

Jahre ein klares Bekenntnis zu mehr Demokratie und ein deutliches Signal an die junge 

Generation. Mit dem regelmäßig stattfindenden Jugendaktionsprogramm Partizipation, dem 

Einsetzen einer Landesbeauftragten für Beteiligung und Förderung von Kindern und 

Jugendlichen und der Schaffung der Fach- und Beratungsstelle bePart hat Hessen hier 

bereits gute Impulse für die Praxis der Jugendarbeit gesetzt. Und die Etablierung des HOP! 

Landesjugendkongresses ist ein wichtiger Schritt für mehr Jugendbeteiligung in Hessen – ein 

Beteiligungsformat, das verantwortungsvoll weiterentwickelt und ergänzt werden sollte. 

Eine weitere große Herausforderung ist die gesellschaftliche Einbindung junger Menschen in 

ihrem Sozialraum zur stärkeren Verantwortungsübernahme für Entwicklungen und Strukturen 

sowie der Unterstützung des Gemeinwohls z.B. durch ehrenamtliches Engagement. 

Sowohl Vereine, Verbände, freie Träger als auch die kommunale Jugendarbeit sind 

angewiesen auf die Einbindung junger Ehrenamtlicher in der Betreuung und Begleitung von 

Kindern und Jugendlichen, z.B. bei Ferienfreizeiten, Feriencamps, Seminarfahrten, 

Bildungsreisen. Um ehrenamtliches Engagement junger Menschen überhaupt zu 

ermöglichen, braucht es eine Berücksichtigung dieser (Ferien)Zeiträume im Studium und 

anderen Bildungsgängen: Während der Schulferien sollten Auszubildende und Studierende 

die Möglichkeit haben, sich für ehrenamtliches Engagement freistellen zu lassen. 

Ehrenamtliches Engagement und Programme wie Juleica, bedürfen einer besseren 

systematischen Anerkennung und Förderung. Ein positives Signal wäre hier die seit Jahren 

diskutierte Gleichstellung der Juleica mit der Ehrenamtscard. 
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Das 2021 in Kraft getretene Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) hat das Ziel der 

inklusiven Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe im Achten Sozialgesetzbuch (SGB 

VIII) verankert. Für die Jugendarbeit enthält § 11 SGB VIII den Auftrag, dass die 

Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Angebote für junge Menschen mit Behinderungen 

sichergestellt werden sollen. In der Praxis ist diese Inklusion in den meisten Fällen noch nicht 

garantiert. Grundsätzlich hatte die offene Kinder- und Jugendarbeit schon immer den 

Anspruch, ihre Angebote so offen, niederschwellig und barrierearm und divers wie möglich 

zu gestalten, damit möglichst viele Kinder und Jugendlichen teilnehmen können. Aber auch 

hier stößt die offene Jugendarbeit an ihre Grenzen der Machbarkeit. Die oft ehrenamtlich 

durchgeführten oder zumindest unterstützten Angebote der offenen Jugendarbeit haben nicht 

die fachlichen Ressourcen und finanziellen Mittel, um dem besonderen Betreuungsbedarf 

gerecht zu werden. (Junge) Ehrenamtliche werden damit überfordert und in vielen Fällen 

auch verprellt. Die bereits oben genannten Schwierigkeiten der ehrenamtlichen Mitarbeit 

werden somit noch verschärft. Selbst wenn qualifizierte Betreuungskräfte für inklusive 

Angebote zur Verfügung stehen, bleibt die strukturelle und finanzielle Herausforderung 

bestehen. Die bisherige Förderung des Ausbaus inklusiver Angebote und Strukturen in der 

Jugendhilfe durch das Hessische Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales ist 

grundsätzlich zu begrüßen, doch es bleibt ein weiter Weg, wenn ebendieser Ausbau nicht in 

einem weit größeren Umfang vom Land finanziell unterstützt und vorangetrieben wird. 

Auch der ab dem Schuljahr 2026/27 Schritt für Schritt in Kraft tretende Rechtsanspruch auf 

ganztägige Bildung und Betreuung für Grundschulkinder bringt neben dem grundsätzlichen 

Potenzial für mehr Bildungsgerechtigkeit in seiner konkreten Umsetzung vor Ort große 

Herausforderungen mit sich – auch hinsichtlich der Auswirkungen auf die Kinder- und 

Jugendarbeit. Aktuell ist die Gesamtdynamik noch schwer absehbar, doch klar ist: 

Veränderungen innerhalb des Schulsystems sind immer relevant für die Lebenswelt und die 

Freizeitgestaltung von Kindern und haben damit Auswirkungen auf den Bereich der Kinder- 

und Jugendarbeit. Schon jetzt wird die Kindheit immer stärker von Schule geprägt, einer 

Institution mit sehr eingeschränkten und stark formalisierten Mitbestimmungsmöglichkeiten. 

Der kommende Rechtsanspruch pusht diese Dynamik. Es ist äußerst bedeutsam, dass die 

dadurch verstärkt beanspruchte Kooperation von Jugendhilfe und Schule auf Augenhöhe 

stattfindet und keine Vereinnahmung von Angeboten der Jugendarbeit damit einhergeht. Das 

kann nur sichergestellt werden, indem die Gremien der Jugendhilfe als gleichberechtigte 

Partner in der Umsetzung vor Ort eingebunden sind. Die Angebotsvielfalt und die Prinzipien 

der Kinder- und Jugendarbeit (Partizipation, Freiwilligkeit, Lebensweltorientierung, non- 

formale Bildung etc.) müssen erhalten bleiben, auch außerhalb von Schule und Ganztag, 

denn Kinder sind nicht nur Schulkinder. 

All die genannten Entwicklungen stellen die Träger und Strukturen der Jugendarbeit vor 

wachsende Herausforderungen. Umso wichtiger sind ein regelmäßiger fachlicher Austausch, 

Vernetzung und qualitative Weiterentwicklung. Die bestehende Förderung des HMSI für 

Fortbildungsmaßnahmen der Träger leistet hier einen wichtigen Beitrag, ebenso wie der 

Landeskongress Jugendarbeit, der 2026 zum zweiten Mal gefördert und umgesetzt wird. Den 

daraus hervorgehenden Impulsen und Anregungen der Fachwelt und der Praxis sollte 

jugendpolitisch besondere Aufmerksamkeit zuteilwerden. 

Insgesamt zeigt sich: Die Herausforderungen sind enorm und zahlreich, es ist die Aufgabe 

einer verantwortungsvollen Jugendpolitik, sich dieser anzunehmen und Lösungsansätze zu 
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entwickeln. Eine nachhaltige Jugendpolitik erkennt die Unsicherheiten der Gegenwart an, 

ohne darin zu verharren. Dabei gilt es immer, junge Menschen mit ihren Interessen und 

Bedürfnissen wahr- und ernst zu nehmen und ihrer Mitbestimmung den entsprechenden 

Stellenwert zu geben. 

Kapitel 3: Jugendpolitische Handlungsempfehlungen 

Um den genannten Herausforderungen jugendpolitisch Rechnung zu tragen und die 

öffentlichen und freien Träger der Jugendarbeit und außerschulischen Jugendbildung in ihren 

Aufgaben wirkungsvoll zu unterstützen, empfiehlt der Landesjugendhilfeausschuss konkrete 

jugendpolitische Maßnahmen auf Landesebene – zum einen auf struktureller Ebene, zum 

anderen in Bezug auf konkrete Themen. 

Dabei stellen die bestehenden Förderstrukturen eine gute Ausgangslage dar: die 

umfassende strukturelle Förderung der Trägergruppen (Öffentliche Träger, Jugendverbände, 

freie Träger mit landesweiter Bedeutung) durch das Hessische Glücksspielgesetz; die 

reguläre Förderung von Fortbildungen und ehrenamtlichem Engagement; die 

Projektförderung im Rahmen des Jugendaktionsprogramms; die Investitionsförderung von 

Baumaßnahmen (auch im Bereich Inklusion) sowie die zusätzlichen Förderkapitel mit 

wechselnden Schwerpunkten, die auf aktuelle Herausforderungen reagieren (aktuell: 

Partizipation, Medienbildung, Inklusion, Prävention, Internationale Jugendarbeit). 

Die im Folgenden aufgezählten Maßnahmen knüpfen an diese Förderstrukturen an und 

ergänzen bzw. erweitern diese im Sinne der oben ausgeführten aktuellen 

Herausforderungen. 

Strukturelle Maßnahmen: 

Für eine dringend notwendige Identifikation von sowohl strukturellen wie auch 

regionalen „Leerstellen“ im Hinblick auf jugendpolitische bzw. jugendhilfebezogene 

Themenstellungen (z.B. Jugendarbeit in ländlichen Regionen, Inklusion) müssen die 

bestehenden Strukturen, Träger und Angebote der Jugendarbeit in den Landkreisen 

und Städten regelmäßig erfasst und ausgewertet werden. Auf der Grundlage der 

regelmäßig erhobenen Daten (Kinder- und Jugendhilfestatistik) sowie der 

vorliegenden Berichte geförderter Projekte und Träger soll das HMSI einen 

regelmäßigen Jugendhilfebericht (Zusammenstellung der aktuellen Angebote, 

Strukturen und Akteure der Jugendarbeit und fachliche Expertise) vorlegen und 

dessen zentrale Ergebnisse im LJHA vorstellen. Ergänzend dazu soll in regelmäßigen 

Abständen eine ausführliche Kinder- und Jugendberichterstattung in Zusammenarbeit 

mit einer Hochschule erfolgen. 

Um die Strukturen der Jugendarbeit in Hessen flächendeckend und bedarfsorientiert 

zu stärken, soll ein Jugend-Investitionsprogramm für Einrichtungen der 

Jugendarbeit (Jugendzentren, Jugendtreffs und Jugendräume, Jugendzeltplätze, 

Jugendbildungsstätten, Abenteuerspielplätze) aufgesetzt werden, das nachhaltig und 

langfristig wirkt. Das Jugend-Investitionsprogramm soll finanziell angemessen 

ausgestattet sein, die identifizierten strukturellen und regionalen Leerstellen 

berücksichtigen, sich an den fachlich notwendigen Weiterentwicklungen der 
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Jugendarbeit orientieren und dabei die fachlichen Expertisen aus Projekten 

einbeziehen. Der strukturschwache ländliche Raum soll dabei insbesondere 

berücksichtigt werden. Dadurch kann das Land aktiv darauf hinwirken, dass 

Einrichtungen der Jugendarbeit in der Fläche erhalten bleiben. [z.B. durch finanzielle 

Aufstockung und Erweiterung des bestehenden Landesinvestitionsprogramms] 

Um die Angebote der Jugendarbeit sowohl der verbandlichen als auch kommunalen 

Träger bei immer weiter steigenden Kosten nachhaltig aufrecht erhalten zu können, 

bedarf es einer langfristigen Maßnahmenförderung durch das Land. Sie sollte 

flexibel und unbürokratisch für alle Trägergruppen zugänglich sein, so wie zuletzt im 

Rahmen der Unterstützung durch “Aufholen nach Corona” oder aktuell “Jugend er- 

leben". So können Strukturen erhalten bleiben, was die Verlässlichkeit der Kinder- 

und Jugendarbeit und das Vertrauen junger Menschen in sie stärkt. 

Um eine ausreichende Finanzierung der außerschulischen Jugendbildung auch in 

Zukunft sicherzustellen, braucht es eine regelmäßige Erhöhung der Förderung der 

außerschulischen Jugendbildung durch eine regelmäßige Anpassung der 

Fördersummen für die Destinatäre des Hessischen Glücksspielgesetzes 

(Dynamisierung). 

Zur Qualifizierung von Fachkräften und im Sinne einer Fachkräftesicherung für das 

Handlungsfeld Jugendarbeit braucht es einen Ausbau der eigenen 

Fortbildungsstrukturen des Landesjugendamtes sowie eine Aufstockung der 

Fördermittel für Fortbildungsmaßnahmen von Fachkräften der Kinder- und 

Jugendhilfe mit einer Reduktion des Eigenanteils auf 10 Prozent. 

Der Landeskongress Jugendarbeit, der als Veranstaltung eines 

trägerübergreifenden Dialogs über wissenschaftliche Erkenntnisse und 

Praxiserfahrungen geschaffen wurde, soll weiterhin regelmäßig durchgeführt und vom 

Land finanziell gefördert werden. Die zentralen Thesen des Landesforums sollen im 

Anschluss in Form jugendpolitischer Handlungsempfehlungen aufgearbeitet und als 

Diskussionsgrundlage in den Fachausschuss Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit 

eingebracht werden. 

Eine Erweiterung der Servicefunktionen des Landesjugendamtes im Hinblick 

auf übergreifende Jugendthemen im Land Hessen ist unabdingbar, denn 

besondere Herausforderungen – wie beispielsweise die inklusive Ausgestaltung der 

Jugendarbeit (weitere Beispiele) – verlangen eine intensive fachliche Unterstützung 

und Beratung der öffentlichen und freien Träger durch das Land. 

Themen- bzw. handlungsfeldbezogene Maßnahmen: 

Um rechtsextremen Radikalisierungstendenzen entgegenzuwirken und die 

demokratische Haltung innerhalb der jungen Generation zu stärken, soll ein 

umfangreiches Programm zur Demokratieförderung junger Menschen in Hessen 

aufgelegt werden. Dabei sollen insbesondere präventive und partizipative Projekte 

gefördert werden, die demokratische Werte durch echt Demokratieerfahrungen und 

wirksame Mitbestimmung stärken. Diese Projekte dürfen nicht durch ein 
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missverstandenes Neutralitätsgebot in ihrer selbstbestimmten Ausrichtung behindert 

werden. 

Aktionsprogramm zum Ausbau inklusiver Strukturen und Angebote in der 

Jugendarbeit. Das Aktionsprogramm muss sowohl für freie als auch für öffentliche 

Träger Fördermittel zur Verfügung stehen und sollte drei Säulen umfassen: erstens 

Investivmittel für Baumaßnahmen, um Einrichtungen barrierefrei zu gestalten, 

zweitens zusätzliche Personal und Sachkosten für die inklusive Ausgestaltung 

möglichst vieler Angebote der Jugendarbeit freier und öffentlicher Träger und drittens 

eine kontinuierliche Beratung und Unterstützung von Fachkräften der 

Jugend(bildungs)arbeit. 

Um die Anstrengungen der Öffentlichen Träger beim Auf- und Ausbau von vielfältigen 

Formaten der Jugendbeteiligung dauerhaft zu unterstützen und die verschiedenen 

Maßnahmen der Jugendbeteiligung in Hessen besser zu verschränken, soll die 

bestehende Fach- und Beratungsstelle für kommunale Kinder- und Jugendbeteiligung 

bePart (https://be-part-hessen.de/) als Landesweite Fachstelle Jugendbeteiligung 

ausgebaut und in ihren Aufgaben erweitert werden, wie im Konzeptpapier 

„ Jugendbeteiligung auf Landesebene“ beschrieben. 

Entwicklung eines landesweiten Modellprojekts zur digitalen Jugendarbeit unter 

fachlicher Beteiligung aller relevanten Trägerstrukturen. Hierfür bedarf es vorab einer 

intensiven fachlichen Auseinandersetzung mit dem Thema Digitalisierung, ihren 

Auswirkungen für die Lebenswelt und das Aufwachsen junger Menschen (Einsamkeit, 

mentale Gesundheit) und den möglichen Ansätzen seitens einer digitalen 

Jugendarbeit. 

gez. Jan Benedyczuk 
______________________ 
Die Leitung der Verwaltung 

Begründung: erfolgt mdl. 
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